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Hinweise:

Die sonstigen Festsetzungen und Gestaltungsvorschriften des Bebauungsplanes Nr. 45 
der Stadt Soest behalten auch für diese Änderung ihre Gültigkeit. 

Stadt Soest
7. Änderung des 

Bebauungsplanes Nr. 45

Übersicht 1:5.000M.

Darstellung auf der Grundlage der Deutschen Grundkarte mit 
Genehmigung des Katasteramtes Soest vom 02.05.2002

M. 1:1.000

Angefertigt duch die Abteilung Stadtentwicklung und 
Bauordnung der Stadt Soest.

Soest, den 27.02.2012
Abteilungsleiter  gez. Steinbicker

Die Planunterlage, Stand 15.04.2011 entspricht den 
Anforderungen des § 1 der Planzeichenverordnung. 
Die Festlegung der städtebaulichen Planung ist 
geometrisch eindeutig. 

Soest, den  29.02.2012
gez. M. Schwefer Ö.b.V.I.

Die Aufstellung dieses Bebauungsplanes ist gem. 
§ 2 Abs. 1 BauGB durch den Stadtentwicklungs-
ausschuss der Stadt Soest am 03.05.2011 be-
schlossen worden. 
Der Aufstellungsbeschluss ist am 21.05.2011
ortsüblich bekannt gemacht worden.
Das Verfahren wird, im beschleunigten Verfahren
gem. § 13a  BauGB durchgeführt.

Soest, den 29.02.2012
Der Bürgermeister  gez. Ruthemeyer 

Dieser Bebauungsplan mit Begründung hat gem. § 13a  
BauGB in Verbindung mit §§ 13 und 3(2) BauGB für 
die Dauer eines Monats ab  30.05.2011  bis 
einschließlich  30.06.2011  öffentlich ausgelegen. 
Ort und Zeit der öffentlichen Auslegung(en) sind am
21.05.2011 ortsüblich bekanntgemacht worden.

Soest, den 29.02.2012
Der Bürgermeister  gez. Ruthemeyer

Gem. § 7 der Gemeindeordnung für das Land NW 
und § 2 und § 10 BauGB hat der Rat der Stadt Soest 
am  14.12.2011  die 7. Änderung dieses Bebauungs-
planes als Satzung beschlossen.

Soest, den 29.02.2012
Der Bürgermeister  gez. Ruthemeyer 

Der Satzungsbeschluss ist am 01.03.2012 ortsüblich 
bekannt gemacht worden.
Mit dieser Bekanntmachung gem. § 10 Abs. 3 BauBG 
tritt die 7. Änderung dieses Bebauungsplanes in Kraft.
Dieser Bebauungsplan mit Begründung wird zu jeder-
manns Einsicht während der Dienststunden im Rathaus 
bereitgehalten. 

Soest, den  01.03.2012
Der Bürgermeister  gez. Ruthemeyer

Vor einer Bebauung ist eine Überprüfung der Grundstücksflächen nach evtl. noch vor-
handenen Kampfmitteln durchzuführen.
Der Abfluss des Regenwassers von Dach- und Hofflächen, die erstmals bebaut, befestigt 
oder erstmals an die öffentliche Kanalisation angeschlossen werden, ist entsprechend dem
§ 51 Landeswassergesetz NW, soweit möglich, zu versickern, zu verrieseln oder in ein 
Gewässer einzuleiten. 
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Boden-
befunde, d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde, aber auch Veränderungen und Verfärbungen 
in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen 
und/oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden.
Die Entdeckungen von Bodendenkmälern ist der Stadtarchäologie Soest (Tel.-Nr. 02921/
6639650), der Unteren Denkmalbehörde der Stadt Soest (Tel.-Nr. 02921/103-3411) oder der 
LWL-Archäologie für Westfalen, Außenstelle Olpe (Tel.: 02761/93750; Fax: 02761/2466) 
unverzüglich anzuzeigen und die Entdeckungsstätte mindestens drei  Werktage in unver-
ändertem Zustand zu erhalten (§ 15 und § 16 Denkmalschutzgesetz NW), falls diese nicht 
vorher von der Denkmalbehörde freigegeben wird. Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe 
ist berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten und für wissenschaftliche Erfor-
schung bis zu 6 Monate in Besitz zu nehmen (§16 Abs. 4 DSchG NW).
Sollten bei Erdarbeiten Abfallablagerungen oder Bodenverunreinigungen festgestellt werden, 
ist die Abteilung Abfallwirtschaft/Bodenschutz des Kreises Soest umgehend zu benachrichtigen. 
Die vorgefundenen Abfälle bzw. verunreinigter Boden sind bis zur Klärung des weiteren Vor-
gehens gesichert zu lagern.

Nahrungsmittel (431 4); Getränke (431 6); Tabakwaren (431 9); Textilien, Bekleidung 
(432 1) ohne Bodenbeläge (432 72 und 432 73); Schuhe, Lederwaren (432 8); Hausrat 
aus Eisen, Metall und Kunststoffe (433 15); Schneidwaren, Bestecke u.a. (433 18); 
Feinkeramik und Glaswaren für den Haushalt (433 3); Antiquitäten, Kunstgegenstände, 
kunstgewerbliche Erzeugnisse, Münzen (433 5); Galanteriewaren, Geschenkartikel (433 6); 
Holzwaren a.n.g., Korb-, Kork- und Flechtwaren (433 9); elektrotechnische Erzeugnisse 
a.n.g. (434 11); Leuchten (434 2); Rund-funk-Fernseh- und phonotechnische Geräte (434 4); 
Musikinstrumente, Musikalien (434 5); Näh- und Strickmaschinen (434 7); Schreib- und 
Papierwaren, Schul- und Büroartikel, Sammelbriefmarken (435 1); Bücher,-Zeitschriften, 
Zeitungen (435 4); Apotheken (436 1); medizinische und orthopädische Artikel (436 4); 
kosmetische Erzeugnisse, Körperpflegemittel (436 5); Drogerieartikel, Reinigungsmittel 
(436 6); Blumen und Pflanzen (339 1); Waffen, Munition, Jagdgeräte (439 3); 
feinmechanische Foto- und optische Erzeugnisse (439 4); Uhren, Edelmetallwaren, 
Schmuck (439 5); Spielwaren. Sportartikel (439 6) ohne Sport und Freizeitgeräte.

nicht

Festsetzungen, Zeichenerklärungen, Hinweise

Festsetzungen gem. § 9 BauGB

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 
gem.§ 9 (7) BauGB.

Textliche Festsetzungen:

Für den Änderungsbereich ist innerhalb der bestehenden Baugrenzen des Sondergebietes 
(SO² - Teil A) eine Geschoßfläche von max. 4.800 qm zulässig. Die Verkaufsfläche ist nur im 
EG mit max. 2.400 qm zulässig. Zulässig sind die Sortimente  Oberbekleidung, Kinder- und 
Säuglingsbekleidung - 432 3 - sowie Pullover u.ä., Wäsche- und Bekleidungszubehör für 
Herren und Damen, Kopfbedeckung - 432 4 - (gemäß der Gliederungsnummern der Systematik 
der Wirtschaftszweige 1978).
Im I. und II. OG sind nur Büro-, Verwaltungs- und Sozialräume zulässig-
Im übrigen sind für die unter A  gekennzeichneten Gebiete alle nahversorgungs- und 
innenstadtrelevanten Sortimente, die im folgenden aufgeführt sind,          zulässig:

Rechtsgrundlagen

1.   Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
      (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 31.07.2009
      (BGBl. I S. 2585)
2.   Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung -
      BauNVO) in der Fassung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch 
      Artikel 3 des Gesetzes vom 22.04.1993 (BGBl. I S. 466)
3.   Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen -Landesbauordnung- (BauO NRW) in 
      der Fassung der Bekanntmachung vom 01.03.2000 (GV NRW S. 256), zuletzt geändert 
      durch  Artikel 2 des Gesetzes vom 17.12.2009 (GV NRW S. 863)
 
4.   Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts
      (Planzeichenverordnung 1990 - PlanV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58)
5.   Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
      Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666 ff.), zuletzt geändert durch Gesetz
      vom 21.12.2010 (GV NRW S. 688 Nr. 38/2010)
6.   Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBI. I S. 2585) geändert durch 
      Artikel 12 des Gesetzes vom 11. August 2010 (BGBI. I S. 1163)


